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ANSUCHEN UM GRUNDZUWEISUNG/-BESTÄTIGUNG IM GEWERBEGEBIET/TOURISTISCHE ZONE
_____________________________________________________________
IM SINNE DER ARTIKEL 44 FF. DES LANDESGESETZES VOM 11. AUGUST 1997, NR. 13
Die/Der Unterfertigte _______________________________________, gesetzliche/r Vertreter/in der Firma/Gesellschaft* 



,

mit Sitz in der Gemeinde ________________________, Fraktion 
,
Strasse/Nr. _________________________________________, Telefon 
,
Fax ________________, Handy __________________, E-Mail 

Steuernummer
__ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

MWSt.-Nummer
__ __ __ __ __ __ __ __ __ __ __

ersucht 
um die Zuweisung/Bestätigung eines Grundstückes von __________________ m² in dem Gewerbegebiet _______________________________________ zu einem begünstigten Preis, im Sinne des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13 „Landesraumordnung“.

Das Ansuchen um Grundzuweisung/-bestätigung wird aus folgenden Gründen gestellt:

*
Anmerkung: wenn der Inhaber einer Einzelfirma in Gütergemeinschaft lebt, gibt es 3 Möglichkeiten:
1. 
der Ehepartner - welcher in keiner Weise an der Betriebstätigkeit teilnimmt – erklärt den Verzicht auf das 
zugewiesene Grundstück - somit wird es auch nicht Teil der Gütergemeinschaft,
2.
die Firma wird in eine Gesellschaft umgewandelt (z.B. OHG als einfachste Form) oder
3.
die Ehepartner ändern ihren Ehegüterstand.

Anlagen:

1) Projektskizze woraus die vorgesehene Bruttobetriebsgeschoßfläche hervorgeht (gemäß Art. 47, Abs. 2 des L.G. Nr. 13 vom 11. August 1997).

2) Ersatzerklärung des Notorietätsaktes, welche in diesem Ansuchen beinhaltet ist – siehe 2. Seite;

3)
Handelskammerauszug: wird von Amtswegen von der Gemeinde eingeholt!
INFORMATIONEN ZUR BEWERTUNG DER VORZUGSTITEL FÜR DIE GRUNDZUWEISUNG UND ZUR FESTLEGUNG DER IN DER ZUWEISUNGSMASSNAHME EINZUBAUENDEN BEDINGUNGEN

(im Sinne der Art. 44 ff. des Landesraumordnungsgesetzes der Autonomen Provinz Bozen i.g.F. und des Beschlusses des Gemeinderats Nr. 60 vom 30.10.1997)

ERSATZERKLÄRUNG DES NOTORIETÄTSAKTES

(Art. 47 und Art. 21, Abs. 2 D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445)
	1. Name der Firma:


	2. Berufliche Qualifikation des Betriebsinhabers 
(z.B. Meisterprüfung, Qualifizierungen, Auszeichnungen);



	3. Rechtsform:
( Einzelunternehmen
(
Einzelunternehmen
( Gesellschaft
( Genossenschaft


in Gütergemeinschaft

	4. Die Firma übt folgende Tätigkeit aus (siehe Firmenregister):

Anmerkung: Betrifft die Tätigkeit umweltgefährdende oder giftige Produkte, müssen zusätzlich die angebotenen Warengruppen angegeben sowie auf die eventuelle Unvereinbarkeit mit anderen Warengruppen hingewiesen werden.

	5. Gründungsjahr: ______________

	6. Jahre der Ansässigkeit des Betriebes im Gemeindegebiet:


	7. Beschäftigtenstand 
Gesamtzahl der derzeit Beschäftigten (Inhaber und Angestellte) gemäß Mod. DM 10:
Inhaber: _________, Angestellte: _________ (davon ________ Akademiker) = Gesamt: ___________
in den letzten 3 Jahren: 

- auf dem gesamten Staatsgebiet
20……. ______
20……. ______
20……. ______

- in der Provinz
20……. ______
20……. ______
20……. ______

in den ersten 3 Jahren nach Eröffnung des neuen Sitzes:

- auf dem gesamten Staatsgebiet
20……. ______
20……. ______
20……. ______

- in der Provinz
20……. ______
20……. ______
20……. ______

Beschäftigungsstand zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der neuen 

oder erweiterten Betriebstätigkeit: 

20……. ______

Für den Fall, dass eine Produktionseinheit zur Gänze auf die zuzuweisende Fläche

übersiedelt, Anzahl der derzeit Beschäftigten in jener Produktionseinheit angeben
20……. ______

	8. Erträge und Betriebsergebnisse:

der letzten 3 Jahre gemäß Steuererklärungen in Euro

Umsatz:
20…….______________
20…….______________
20…….______________
Gewinn (Verlust):
20…….______________
20…….______________
20…….______________

	9. Angaben zum Betrieb

Wert der Baulichkeiten:
Euro 

Wert der Maschinen u. Anlagen:
Euro 

Durchschnittliches Alter der Masch. u. Anlagen:


Auslastung der Anlagen


Produktion (Mengen)


MwSt.-pflichtiger Umsatz (letztes Jahr):
Euro 

Anteil Arbeitskosten am Umsatz in Prozenten:
Euro 

Fremdverschuldung:
Euro 


	10. Derzeitige Größe des besetzten Grundstückes und der Betriebsstätte
Halle/Produktionsbetrieb 


m²
Lagerräume


m²

Büroräume


m²

Freigelände


m²

Gesamt:


m²
(  im Eigentum
( in Miete

in Miete bei:
(
(anführen)



(
(Teilhaber oder Verwandte) 


Für den Fall, dass eine Produktionseinheit zur Gänze auf die zuzuweisende Fläche übersiedelt, die derzeitig besetzte Fläche dieser Produktionseinheit angeben
_________________ m²

Geplante Zweckbestimmung der derzeitigen Betriebsstätte nach Inbetriebnahme der Neuen:




	11. Derzeitige Unterbringung des Betriebes:

Lage: in oder außerhalb eines Wohngebietes, urbanistische Situation, Erweiterbarkeit, Zufahrt, Möglichkeit oder Unmöglichkeit zur Anpassung an die gesetzlichen Bestimmungen (z.B. Sicherheit, Brandschutz), Notwendigkeit zur Aussiedelung aus Gründen des Lärmschutzes, Vorteile, die eine Aussiedelung hinsichtlich Umweltverträglichkeit bringt;

Zeitraum, für den der Betrieb unzureichend untergebracht war: 

Zeitpunkt, seit dem sich der Betrieb um eine Grundzuweisung bemüht: 


	12. Unterbringung/Verbauung

Könnte der Betrieb außer in Gewerbezonen, auch in anderen, evtl. neu zu schaffenden Zonen untergebracht werden (Art. 15 des L.G. Nr. 13 vom 11.08.1997)?
( Ja
( Nein

Sind sie zu einer kompakten Verbauung, zur Verbauung im Rahmen eines Konsortiums bzw. mit anderen Betrieben gemeinsam zu bauen bereit?
( Ja
( Nein

	13. (
Der Betrieb muss sich aus produktionstechnischen Gründen und aus einer nachgewiesenen, belegten Notwendigkeit der Betriebsentwicklung heraus, auf ein dem aktuellen Standort unmittelbar angrenzendes Gewerbegebiet erweitern (Bericht und/oder Dokumentation beilegen)

(
Der Betrieb muss aus Wohnbaugebieten ausgesiedelt werden, weil seine Produktionstätigkeit aufgrund der Landesgesetze über den Schutz der Umwelt vor Verunreinigung des Bodens, des Wassers und der Luft sowie über den Lärmschutz in einem Wohnbaugebiet nicht ausgeübt werden kann (genau angeben und Maßnahmen der öffentlichen Hand beilegen)


· Der Betrieb muss aus Wohnbaugebieten ausgesiedelt, werden, weil in Durchführung des Bauleitplanes der Gemeinde die vom Betrieb besetzte Fläche für primäre und sekundäre Erschließungsanlagen bestimmt wird (genau angeben und die Maßnahme der Gemeinde angeben)




· Der Betrieb ist gezwungen, seine Produktionstätigkeit einzustellen, weil er von einem Aussiedlungszwang betroffen ist (Enteignungsdekret, Besetzungsdekret  oder Maßnahmen der öffentlichen Hand beilegen)




· Der Betrieb ist von einer Zwangsräumung betroffen (Beschluss des Bezirksrichters zur Bestätigung der gerichtlichen Ankündigung des Mietverhältnisses, Urteil auf Freistellung der Immobilie beilegen)




· Der Betrieb hat ein Konsortium gebildet bzw. eine Kondominiallösung mit anderen Gesuchstellern gefunden




· Die Initiative, für welche man um die Zuweisung ansucht, ist von besonderem Interesse, was die soziale Tragweite, das technologische Niveau und die Qualifikation der Arbeitskräfte anbelangt (Bericht beilegen)




(
Neugründung eines Betriebes:
Bestätigung über Berufsnachweis:




	14. Angeforderte Fläche:

Größe des gewünschten Baugrundstückes: 

 
m² 

davon (laut Projektskizze):

bebaute Fläche


m²

Freiflächen


m²

	15. Zu bebauende Fläche (laut Projektskizze)
Bebaute Fläche multipliziert mit der Anzahl der Stockwerke, die innerhalb von 3 Jahren ab Datum des endgültigen Zuweisungsbeschlusses zu verwirklichen ist:  __________ m² - Projektskizze beilegen!

Anzahl der Stockwerke ________
Baumasse (Baukubatur) ____________ m³

Raumprogramm:

Werkstatt

 m²
Lagerräume

 m²

Garagen

 m²
Büros

 m²

Ausstellungsfläche

 m²
Sanitäre Anlagen

 m²

Nebenräume (Treppen, Gemeinschaftsräume, Heizungszentrale, Aufzüge, usw.)

 m²

Betriebswohnung (falls notwendig) 
( Ja
( Nein

 m²


Begründung 


Produktionsbeginn:
….. / .…. / 20…….

Voraussichtliche Inbetriebnahme:
….. / .…. / 20…….

Voraussichtliche Höhe der Gesamtinvestition
€ _________________
(einschließlich der technischen Anlagen)

Wird ein Gemeinschaftsbau mit vertikaler Bauweise mit anderen Gesuchstellern verwirklicht?


( Ja
( Nein

Falls ja, mit welchen Gesuchstellern?




	16. Erklärung über das Eigentum von Grundstücken
Grundstücke, die den Gesuchstellern oder Personen- und Kapitalgesellschaften, von denen diese einen bedeutenden Aktienanteil besitzen, gehören (Privatwohnungen brauchen nicht erklärt werden):

Eigentümer 
(Gesuchsteller u/o Gesellschaft)

G.p./B.p.

E.Zl.

K.G.

m²

In jüngster Vergangenheit wurden bedeutende Immobilientransaktionen getätigt, die Grundstücke oder bedeutende Aktienanteile von Personen- oder Kapitalgesellschaften betreffen, die dem Gesuchsteller gehören. 

( Ja
( Nein

	17. Zukünftige Betriebsfläche insgesamt: ____________ m² 
(= angesuchte Fläche und derzeitige Fläche, falls letztere von der Firma weiter genutzt wird)
· wenn die derzeitige Fläche weiterhin benutzt wird, angeben für welchen Teilbereich der Tätigkeit und in welchem Ausmaß:
· wenn die Fläche nicht mehr benutzt wird, den Verwendungszweck angeben:
oder

· ABTRETUNG
Die Firma ist bereit, das gegenwärtig verwendete Areal und die darauf bestehenden Immobilien (nur wenn im Eigentum) der Gemeinde zu den vom Schätzamt des Landes festgelegten Preisen oder zu den Bedingungen, die die Gemeinde festlegt (z. B. in Bezug auf den Abtretungspreis, auf den Käufer, u.ä.) abzutreten, (Fläche des Grundstückes und Baumasse der Immobilien angeben) ___________ m² / ___________ m³.




( Ja
( Nein



	18. Auswirkungen auf die Umwelt
Abwässer: 
Beeinträchtigung der Umgebung durch Lärm, Staub, Rauch oder Abgase:

Art und Menge des anfallenden Mülls: 



	19. Aktionsradius:
( gemeindlich
( provinzial/regional
( überregional

	20. Größe: 
( Kleinunternehmen
( Mittelunternehmen
( Großunternehmen

	21. Vorgesehene Gesamtinvestition:
Euro __________________
Höhe des einsetzbaren Eigenkapitals:
Euro __________________

Inanspruchnahme von Kreditmitteln:
Euro __________________


Die/Der Unterfertigte erklärt weiters:

· zur Kenntnis zu nehmen, dass das Ansuchen von den Begünstigungen ausgeschlossen und archiviert wird, falls es unvollständig ist und nicht innerhalb der vom Amt festgelegten Frist vervollständigt wird.

· die von ihr/ihm übermittelten Daten werden innerhalb der Gemeindeverwaltung, auch in digitaler Form, für die Erfordernisse des Landesgesetzes Nr. 13/97 verarbeitet. Verantwortlicher für die Verarbeitung ist der Südt. Gemeindenverband Gen.m.b.H. Dem Antragsteller stehen die Rechte nach Art. 13 des Gesetzes Nr. 675/1996 zu, d.h. er kann sich zu seinen Daten Zugang verschaffen, um deren Korrektur oder Ergänzung, und - sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen - deren Löschung oder Sperrung zu verlangen.

· dass alle in diesem Ansuchen abgegebenen Erklärungen, einschließlich jener in den Anlagen, der Wahrheit entsprechen und nimmt zur Kenntnis, das eventuelle falsche Aussagen lt. Art. 75 und 76 D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445 der Gerichtsbehörde angezeigt werden und den Widerruf der Zuweisung zur Folge haben.

Der Antragsteller nimmt weiters zur Kenntnis, dass er innerhalb von drei Jahren nach erfolgter Ausstellung der Baukonzession die Bauarbeiten bezugsfertig ausführt; ebenso dass innerhalb von zwanzig Jahren nach erfolgter Zuweisung weder der Verkauf noch die Begründung von Real- und Nutzungsrechten oder Schuldverhältnissen vorgenommen werden dürfen; ausgenommen davon sind Sondersituationen (z.B. Todesfall, längere Krankheit, usw.), welche als solche von der Gemeindeverwaltung gewertet werden.

DIE GEMEINDE AHRNTAL BEHÄLT SICH VOR, DOKUMENTE ZUR KONTROLLE DER GELIEFERTEN DATEN NACHZUVERLANGEN (Art. 71 des D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445).

_______________________, den ______________


DER/DIE ERKLÄRENDE


(volljährig und handlungsfähig)


____________________________________________________


(Stempel und Unterschrift)


vor dem Gemeindebeamten unterschreiben oder 


Fotokopie des Personalausweises beilegen (Art.38 D.P.R. 445/2000)
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